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Zweckverband Burg Abenberg  
6 - Hb 
 
 
Bekanntmachung der Haushaltssatzung 2022 des Zweckverbandes Burg Abenberg 
 
 
Die Haushaltssatzung des Zweckverbandes Burg Abenberg für das Haushaltsjahr 2022 ist im Mittelfränkischen 
Amtsblatt Nr. 10 vom 17. Oktober 2022 amtlich bekannt gemacht worden. Die Haushaltssatzung 2022 tritt mit dem 
01.01.2022 in Kraft. 
 
 
 
Roth, 03.11.2022 ZWECKVERBAND BURG 

ABENBERG 
  Herbert Eckstein 

 Landrat und Vorsitzender des 
Zweckverbandes 

 
 
 ____________________________ 
 
 
 
Führerscheinrecht 
 
 
Öffentliche Zustellung 
 
 
Das Landratsamt Roth  Führerscheinstelle  hat an Herrn 
 
Name: GLOMBECK  Vorname: Sven Harald 
 
(zuletzt) wohnhaft in 91154 Roth, Belmbracher Straße 46 
 
am 03.11.2022 ein Schreiben gerichtet (Az.: 43-Holz). 
 
Herr Glombeck ist unbekannten Aufenthalts. Zum Zwecke der öffentlichen Zustellung wird hiermit bekannt gegeben, 
dass das Schreiben beim Landratsamt Roth, Führerscheinstelle, 
Westring 36, 91154 Roth, Zimmer G09, hinterlegt ist. 
 
Herr Glombeck wird hiermit aufgefordert, das Schreiben selbst oder durch eine/n bevollmächtigte/n Vertreter*in in 
Empfang zu nehmen. 
 
Das Schreiben gilt gemäß Art. 15 Abs. 2 Satz 6 des Bayer. Verwaltungszustellungs- und Vollstreckungsgesetzes 
(VwZVG) als zugestellt, wenn seit dem Tage der Veröffentlichung dieses Bescheids im Amtsblatt des Landkreises 
Roth zwei Wochen verstrichen sind. 
 
Hinweis (Art. 15 Abs. 2 Satz 3 VwZVG): 
Mit der öffentlichen Zustellung des bezeichneten Dokuments werden Fristen (z.B. Rechtsmittelfrist) in Gang gesetzt, 
nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen. 
 
Roth, 10.11.2022 
 
 
 
Holzapfel 
Landratsamt Roth 
-Führerscheinstelle- 
 
 
 ____________________________ 
 
  

 

Teil Landratsamt  
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44-myr 6541-001-2022/001062 
 
 
 

Bekanntmachung 
 
Vorläufige Sicherung des Überschwemmungsgebietes an der Roth, Gewässer I. Ordnung, Fluss-km 0,250  
8,500; 
Stadt Roth, Landkreis Roth 
 
 
Die Hochwasserereignisse der vergangenen Jahre haben gezeigt, dass es wichtig ist, aktiv vorzusorgen, um 
Hochwasserschäden zu minimieren. Eine Voraussetzung zur Vermeidung von Schäden ist, die Gebiete zu ermitteln, 
die bei einem Bemessungshochwasser voraussichtlich überschwemmt werden. Das Bayerische Wassergesetz 
(BayWG) verpflichtet deshalb die Wasserwirtschaftsämter, die Überschwemmungsgebiete in Bayern zu ermitteln und 
zu kartieren (Art. 46 Abs. 1 Satz 1 BayWG). 
 
Auf dem Gebiet der Stadt Roth im Landkreis Roth wurde das Überschwemmungsgebiet an der Roth, Gewässer I. 
Ordnung, Fluss-km 0,250  8,500, neu überrechnet. Für einen Teilbereich (bis Fluss-km 3,4) existiert ein 
festgesetztes Überschwemmungsgebiet vom 09.09.1931. Außerdem ist das Gewässer 

ustrieregion Mittelfranken (7) ausgewiesen. Da die aktuelle 
Überrechnung in einzelnen Bereichen starke Abweichungen aufweist, ist diese trotz des Doppelsicherungsverbots 
nach Art. 47 Abs. 2 Satz 3 BayWG vorläufig zu sichern. Es wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass es sich dabei 
um die Ermittlung und Dokumentation einer von Natur aus bestehenden Gefährdungslage und nicht um eine 
durchgeführte oder veränderbare Planung handelt. 
 
Grundlage für die Ermittlung des Überschwemmungsgebiets ist das 100-jährliche Hochwasser 
(Bemessungshochwasser - HQ 100). Ein 100-jährliches Hochwasser wird an einem Standort im statistischen 
Durchschnitt in 100 Jahren einmal erreicht oder überschritten. Da es sich um einen Mittelwert handelt, kann dieser 
Abfluss innerhalb von 100 Jahren auch mehrfach auftreten. 
 
Die bei einem Bemessungshochwasser überschwemmten Flächen sind im Übersichtslageplan Maßstab = 1 : 25.000 
blau dargestellt. Detailkarten (K1  K4) im Maßstab = 1 : 2.500 und ein Verzeichnis mit den betroffenen Flurstücken 
können während der Dienststunden im Landratsamt Roth, Sachgebiet Wasser-, Boden-/ und staatliches Abfallrecht, 
im Zimmer 229 oder 227 (Ansprechpartner/in: Herr Schimpf, 81-1429 und Frau Meyer, 81-1427) eingesehen werden. 
 
Wir bitten Sie, einen Termin zur Einsichtnahme zu vereinbaren. 
 
Mit dieser Bekanntmachung gelten die als Überschwemmungsgebiete dargestellten Flächen als vorläufig gesicherte 
Gebiete. Damit sind folgende Rechtswirkungen verbunden: 
 
Im vorläufig gesicherten Überschwemmungsgebiet ist gemäß § 78 Abs. 1 Satz 1 i.V.m. Abs. 8 des 
Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) die Ausweisung neuer Baugebiete im Außenbereich in Bauleitplänen oder in 
sonstigen Satzungen nach dem Baugesetzbuch (BauGB) untersagt. Das Verbot gilt nicht, wenn die Ausweisung 
ausschließlich der Verbesserung des Hochwasserschutzes dient (§ 78 Abs. 1 Satz 2 WHG). 
 
Ausnahmsweise kann das Landratsamt abweichend von genanntem Verbot nach § 78 Abs. 1 Satz 1 WHG die 
Ausweisung neuer Baugebiete unter den Voraussetzungen des § 78 Abs. 2 zulassen. 
Nach § 78 Abs. 3 i.V.m. Abs. 8 WHG hat die Gemeinde bei der Aufstellung, Änderung oder Ergänzung von 
Bauleitplänen für Gebiete, die nach § 30 Abs. 1 und 2 oder § 34 BauGB zu beurteilen sind, in der Abwägung nach § 
1 Abs. 7 BauGB insbesondere zu berücksichtigen: 
 

1. die Vermeidung nachteiliger Auswirkungen auf Oberlieger und Unterlieger, 
2. die Vermeidung einer Beeinträchtigung des bestehenden Hochwasserschutzes und 
3. die hochwasserangepasste Errichtung von Bauvorhaben. 

 
Dies gilt für Satzungen nach § 34 Abs. 4 und § 35 Abs. 6 BauGB entsprechend. 
 
Nach § 78 Abs. 4 Satz 1 i.V.m. Abs. 8 WHG ist die Errichtung oder Erweiterung baulicher Anlagen nach den §§ 30, 
33, 34 und 35 BauGB untersagt. Das Verbot gilt nicht für Maßnahmen des Gewässerausbaus, des Baus von Deichen 
und Dämmen, der Gewässer- und Deichunterhaltung und des Hochwasserschutzes des Messwesens (§ 78 Abs. 4 
Satz 2 WHG). 
 
Im Einzelfall kann das Landratsamt Roth abweichend von § 78 Abs. 4 Satz 1 WHG die Errichtung oder Erweiterung 
baulicher Anlagen nach den §§ 30, 33, 34 und 35 BauGB gem. § 78 Abs. 5 WHG zulassen, wenn 
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1. das Vorhaben 
a. die Hochwasserrückhaltung nicht oder nur unwesentlich beeinträchtigt und der Verlust von verloren 

gehendem Rückhalteraum umfang-, funktions- und zeitgleich ausgeglichen wird, 
b. den Wasserstand und den Abfluss bei Hochwasser nicht nachhaltig verändert, 
c. den bestehenden Hochwasserschutz nicht beeinträchtigt und 
d. hochwasserangepasst ausgeführt wird oder 

2. die nachteiligen Auswirkungen durch Nebenbestimmungen ausgeglichen werden können. 
 
Bei der Prüfung der zuvor genannten Voraussetzungen sind auch die Auswirkungen auf die Nachbarschaft zu 
berücksichtigen (§ 78 Abs. 5 Satz 2 WHG). 
 
Gemäß § 78a Abs.1 i.V.m. Abs. 6 WHG ist in vorläufig gesicherten Überschwemmungsgebieten ebenfalls untersagt: 
 

1. die Errichtung von Mauern, Wällen oder ähnlichen Anlagen, die den Wasserabfluss behindern können, 
2. das Aufbringen und Ablagern von wassergefährdenden Stoffen auf dem Boden, es sei denn, die Stoffe 

dürfen im Rahmen einer ordnungsgemäßen Land- und Forstwirtschaft eingesetzt werden, 
3. die Lagerung von wassergefährdenden Stoffen außerhalb von Anlagen, 
4. das Ablagern und das nicht nur kurzfristige Lagern von Gegenständen, die den Wasserabfluss behindern 

können oder fortgeschwemmt werden können, 
5. das Erhöhen oder Vertiefen der Erdoberfläche, 
6. das Anlagen von Baum- und Strauchbepflanzungen, soweit diese den Zielen des vorsorgenden 

Hochwasserschutzes gemäß § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 6 und § 75 Abs. 2 WHG entgegenstehen, 
7. die Umwandlung von Grünland in Ackerland, 
8. die Umwandlung von Auwald in eine andere Nutzungsart. 

 
Die zuvor genannten Verbote nach § 78a Abs. 1 gelten nicht für Maßnahmen des Gewässerausbaus, des Baus von 
Deichen und Dämmen, der Gewässer- und Deichunterhaltung, des Hochwasserschutzes, einschließlich Maßnahmen 
zur Verbesserung oder Wiederherstellung des Wasserzuflusses oder des Wasserabflusses auf Rückhalteflächen, für 
Maßnahmen des Messwesens sowie für Handlungen, die für den Betrieb von zugelassenen Anlagen oder im 
Rahmen zugelassener Gewässerbenutzungen erforderlich sind. 
 
Das Landratsamt Roth kann im Einzelfall abweichend von den zuvor genannten Verboten Maßnahmen zulassen, 
wenn 
 

1. Belange des Wohls der Allgemeinheit dem nicht entgegenstehen, 
2. der Hochwasserabfluss und die Hochwasserrückhaltung nicht wesentlich beeinträchtigt werden und 
3. eine Gefährdung von Leben oder Gesundheit oder erhebliche Sachschäden nicht zu befürchten sind 

 
oder wenn die nachteiligen Auswirkungen durch Nebenbestimmungen ausgeglichen werden können (§ 78a Abs. 2 
Satz 1 WHG). Bei der Prüfung der Voraussetzungen der zuvor genannten Nummern 2 und 3 sind auch die 
Auswirkungen auf die Nachbarschaft zu berücksichtigen (§ 78a Abs. 2 Satz 3 WHG). 
 
Die Zulassung kann, auch nachträglich, mit Nebenbestimmungen versehen oder widerrufen werden (§ 78a Abs. 2 
Satz 3 WHG). 
 
Nach § 78a Abs. 3 i.V.m. Abs. 6 WHG sind in vorläufig gesicherten Überschwemmungsgebieten im Falle einer 
unmittelbar bevorstehenden Hochwassergefahr Gegenstände nach § 78a Abs. 1 Nr. 4 WHG durch ihren Besitzer 
unverzüglich aus dem Gefahrenbereich zu entfernen. 
 
Nach § 78c Abs. 1 WHG ist die Errichtung neuer Heizölverbraucheranlagen in vorläufig gesicherten 
Überschwemmungsgebieten verboten. Das Landratsamt Roth kann auf Antrag Ausnahmen zulassen, wenn keine 
anderen weniger wassergefährdenden Energieträger zu wirtschaftlich vertretbaren Kosten zur Verfügung stehen und 
die Heizölverbraucheranlage hochwassersicher errichtet wird. 
 
In vorläufig gesicherten Überschwemmungsgebieten gelten für Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden 
Stoffen (u.a. Heizölverbraucheranlagen) insbesondere die Anforderungen nach § 50 der Verordnung über Anlagen 
zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (AwSV). Wesentliche Änderungen an Anlagen zum Umgang mit 
wassergefährdenden Stoffen sind zum Änderungszeitpunkt hochwassersicher auszuführen. Für Jauche-, Gülle- und 
Silagesickersaftanlagen (JGS-Anlagen) im Sinne des § 2 Abs. 13 AwSV gelten insbesondere die Bestimmungen Nrn. 
8.2 und 8.3 Anlage 7 AwSV. Zudem haben Betreiber prüfpflichtiger Anlagen gem. § 46 AwSV die Prüfzeitpunkte und 

intervalle nach Maßgabe der Anlage 6 AwSV zu beachten. 
 
Die vorläufige Sicherung ist Grundlage für weitere Entscheidungen des Landratsamts über die Festsetzung eines 
Überschwemmungsgebiets durch Rechtsverordnung. Die vorläufige Sicherung endet, sobald die Rechtsverordnung 
zur Festsetzung des Überschwemmungsgebiets in Kraft tritt oder das Festsetzungsverfahren eingestellt wird. Sie 
endet spätestens nach Ablauf von fünf Jahren. In begründeten Einzelfällen kann die Frist vom Landratsamt Roth 
höchstens um zwei weitere Jahre verlängert werden (vgl. hierzu Art. 47 Abs. 4 BayWG). 
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Diese Bekanntmachung, den vollständigen Übersichtsplan mit der Darstellung des Überschwemmungsgebietes 
sowie die Detailkarten K1  K4 und eine Auflistung der betroffenen Flurstücke finden Sie auf der Internetseite des 
Landratsamtes Roth unter folgendem Link: 
 
https://www.landratsamt-roth.de/sicherung_roth 
 
Weitere Informationen: 
Ermittelte, vorläufig gesicherte und festgesetzte Überschwemmungsgebiete werden im Internet unter 
www.iug.bayern.de 
Öffentlichkeit dokumentiert. Dort sind auch weitere Informationen über Überschwemmungsgebiete sowie rechtliche 
Grundlagen und Hinweise zum Festsetzungsverfahren enthalten. Wasserspiegellagen sind beim 
Wasserwirtschaftsamt Nürnberg zu erfragen. 
 
Roth, den 15. November 2022 
Landratsamt Roth 
 
 
Herbert Eckstein 
Landrat 
 
 
 
 
Anlage: 
 
Ausschnitt aus Übersichtskarte 1 : 25.000 des ermittelten Überschwemmungsgebiets für die Roth (ohne Maßstab) 
 
 
 
 
 

 

 
 
 ____________________________ 
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Bekanntmachung der Satzungsänderung des Zweckverbandes MVA Ingolstadt 
 
 
Satzung zur Änderung der Verbandssatzung des 
(MVA) 
 
Der Zweckverband Müllverwertungsanlage Ingolstadt erlässt auf Grund von Art. 44 Abs. 1 des Gesetzes über die 
kommunale Zusammenarbeit (KommZG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 20. Juni 1994 (GVBl. S. 555, 
1995 S. 98, BayRS 2020-6-1-I), das zuletzt durch Art. 57a Abs. 5 des Gesetzes vom 22. Juli 2022 (GVBl. S. 374) 
geändert worden ist, folgende Satzung zur Änderung seiner Verbandssatzung:  
 

§ 1 
 

Bekanntmachung vom 07.Februar 1986 (RABI OB 1986, Seite 46, zuletzt geändert durch Satzung vom 28. Juli 2008, 
OBABI Nr. 19 / 2008, S.133), wird wie folgt geändert: 
Nach § 9 wird folgender § 9 a eingefügt: 
§ 9 a Sitzungsteilnahme durch Ton-Bild-Übertragung 

 
(1) 1Die Verbandsräte (mit Ausnahme des Vorsitzenden) sowie Sachverständige können an den Sitzungen der 

Verbandsversammlung und des Verbandsausschusses sowie des Rechnungsprüfungsausschusses mittels Ton-
Bild-Übertragung teilnehmen. 2Zugeschaltete Verbandsräte gelten in diesem Fall als anwesend im Sinne von Art. 
33 Abs. 1 Satz 1 KommZG. 3Voraussetzung für eine Teilnahme mittels Ton-Bild-Übertragung ist die Angabe 
besonderer persönlicher Gründe. 4Gründe für eine virtuelle Teilnahme an Sitzungen können insbesondere 
pandemische Gründe, Krankheit, häusliche Quarantäne, berufliche Verhinderung oder die Pflege bzw. 
Betreuung von Angehörigen sein. 5Verbandsratsmitglieder, die mittels Ton-Bild-Übertragung an der Sitzung 
teilnehmen wollen, müssen dies dem Vorsitzenden des Gremiums nach Zugang der Ladung spätestens bis zum 
3. Arbeitstag vor der Sitzung des Gremiums schriftlich oder elektronisch unter Angabe eines der vorgenannten 
Gründe mitteilen. 6Sie erhalten für die Teilnahme vor der Sitzung einen Link, der per E-Mail an die vom 
Gremienmitglied zur Verfügung gestellte Mailadresse versandt wird. 7Die Verbandsräte sind aufgefordert, eine 
Teilnahme mittels Ton-Bild-Übertragung nur bei Bedarf in Anspruch zu nehmen und mitzuteilen, wenn sie nach 
dem Versand des Links statt mittels Ton-Bild-Übertragung in Präsenz an der Sitzung teilnehmen wollen. 
8Weitere Voraussetzung der Teilnahme mittels Ton-Bild-Übertragung ist die Unterzeichnung einer Belehrung 
über die Teilnahme an Hybridsitzungen. 

(2) 1Der Verantwortungsbereich des Zweckverbands Müllverwertungsanlage Ingolstadt beschränkt sich auf die 
Bereitstellung der Plattform zur audiovisuellen Zuschaltung. 2Ist entweder mindestens ein Verbandsrat 
zugeschaltet oder bestätigt ein Test, dass die Zuschaltmöglichkeit besteht, wird vermutet, dass der Grund für 
eine Nichtzuschaltung eines Verbandsrats nicht im Verantwortungsbereich des Zweckverbands 
Müllverwertungsanlage Ingolstadt liegt. 

(3) Bei einer Zuschaltung mittels Ton-Bild-Übertragung ist eine Teilnahme an Wahlen nicht möglich. 
 
(4) 1Verbandsräte, die mittels Ton-Bild-Übertragung am nicht öffentlichen Teil der Sitzung teilnehmen, haben in 

eigener Verantwortung dafür Sorge zu tragen, dass die Übertragung in ihrem Verantwortungsbereich nur von 
ihnen wahrgenommen werden kann. 2Zuwiderhandlungen gelten als Verstoß gegen die geltenden Sorgfalts- und 
Verschwiegenheitspflichten und können mit Verhängen eines Ordnungsgeldes geahndet werden. 

(5) Die Möglichkeit zur Teilnahme an den Sitzungen des Zweckverbands Müllverwertungsanlage Ingolstadt und 
seiner Ausschüsse mittels Ton-Bild-Übertragung besteht soweit dies gesetzlich zulässig ist (derzeit gemäß Art. 
55 Abs. 3 KommZG befristet bis zum 31.12.2022).  

 
 

§ 2 
 
Diese Satzung tritt mit sofortiger Wirkung in Kraft. 
 
 
Ingolstadt, 03.08.2022 
Zweckverband Müllverwertungsanlage  
 
 
Dr. Christian Scharpf 
Verbandsvorsitzender 
 
   
  

 

Sonstige amtliche Bekanntmachungen 
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Bekanntmachung der Sparkasse Mittelfranken Süd 
 
 
Betreff: Aufgebot 
 
 
Frau Theresia Grimm, Huttersbühlstr. 20, 91126 Schwabach 
 
gibt uns bekannt, dass das Sparkassenbuch der Sparkasse Mittelfranken-Süd (vormals Sparkasse Roth-Schwabach 
und Ver. Sparkassen Weißenburg i.Bay.) 
 

Nr. 3 406 584 262 
 
lautend auf den Gläubiger: An die Erben, Theresia Grimm, Huttersbühlstr. 20, 91126 Schwabach 
in Verlust geraten ist. 
 
Der Inhaber des genannten Sparbuches wird aufgefordert, seine Rechte innerhalb von drei Monaten unter Vorlage 
der Sparurkunde geltend zu machen, widrigenfalls die Urkunde für kraftlos erklärt wird. 
 
 
Roth, 31.10.2022 Sparkasse Mittelfranken-Süd 
 Der Vorstand 
 
 
   
 


